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(Mitteilungen) 

KOMMISSION 

ECU (') 

5. Dezember 1989 

(89/C 307/01) 

Betrag in nationaler Währung für eine Einheit: 

42,7597 
Belgischer und 
Luxemburgischer Franken con. 

Belgischer und 

Luxemburgischer Franken fin. 42,7768 

Deutsche Mark 2,03604 

Holländischer Gulden 2,29667 

Pfund Sterling 0,728609 

Dänische Krone 7,90063 

Französischer Franken 6,95105 

Italienische Lira 1499,37 

Irisches Pfund 0,772005 

Griechische Drachme 186,414 

Spanische Peseta 131,401 

Portugiesischer Escudo 177,565 

US-Dollar 1,14064 

Schweizer Franken 1,83186 

Schwedische Krone 7,28012 

Norwegische Krone 7,78029 

Kanadischer Dollar 1,32759 

Österreichischer Schilling 14,3469 

Finnmark 4,78726 

Japanischer Yen 164,024 

Australischer Dollar 1,46142 

Neuseeländischer Dollar 1,93001 

Die Kommission verfügt jetzt über einen Fernschreiber mit Abrufmöglichkeit, der die Umrechnungskurse 
in den wichtigsten Währungen automatisch mitteilt. Die Kurse sind börsentäglich ab 15.30 Uhr bis 13 Uhr 
am folgenden Tag abrufbar. 
Dabei ist in folgender Weise zu verfahren: 
— Fernschreib-Nr. 23789 in Brüssel wählen; 
— eigene Fernschreib-Nummer angeben; 
— den Code „cccc" eingeben, der den Abruf der Umrechnungskurse des Ecu auslöst; 
— den Ablauf der Übertragung nicht unterbrechen; das Ende der Mitteilung wird automatisch durch den 

Code „ff ff" angezeigt. 

Vermerk: Die Kommission unterhält ferner einen Fernschreiber mit Antwortgerät (unter der Nummer 
21791), bei dem die Tagesdaten für die Berechnung der Währungsausgleichsbeträge im Rahmen 
der Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik abgerufen werden können. 

(') Verordnung (EWG) Nr. 3180/78 des Rates vom 18. Dezember 1978 (ABl. Nr. L 379 vom 30. 12. 1978, 
S. 1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1971/89 (ABl. Nr. L 189 vom 4. 7. 1989, 
S. 1). 
Beschluß 80/1184/EWG des Rates vom 18. Dezember 1980 (Abkommen von Lome) (ABl. Nr. L 349 
vom 23. 12. 1980, S. 34). 
Entscheidung Nr. 3334/80/EGKS der Kommission vom 19. Dezember 1980 (ABl. Nr. L 349 vom 
23. 12. 1980, S. 27). 
Haushaltsordnung vom 16. Dezember 1980 betreffend den allgemeinen Haushalt der Europäischen 
Gemeinschaften (ABl. Nr. L 345 vom 20. 12. 1980, S. 23). 
Verordnung (EWG) Nr. 3308/80 des Rates vom 16. Dezember 1980 (ABl. Nr. L 345 vom 20. 12. 1980, 
S 1 ) - . 
Entscheidung des Rates der Gouverneure der Europäischen Investitionsbank vom 13. Mai 1981 
(ABl. Nr. L 311 vom 30. 10. 1981, S. 1). 
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B-Brüssel: Bericht über die Beschäftigung in der Europäischen Gemeinschaft 

(89/C 307/02) 

1. Auftraggeber: Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften, Generaldirektion Beschäftigung, Ar­
beitsbeziehungen und soziale Angelegenheiten, Ab­
teilung V / A / l , Rue de la Loi 200, B-1049 Brüssel. 

2. Verfahrensart: 
(V/011/89). 

Öffentliche Ausschreibung 

3. a), b) und c) Im Juli 1989 genehmigte und veröf­
fentlichte die Kommission den ersten Bericht über 
die Beschäftigung in der Europäischen Gemein­
schaft. Die Kommission beabsichtigt, alljährlich 
einen solchen Bericht zu veröffentlichen. Der er­
ste Bericht wurde mit computergestützten graphi­
schen Darstellungen im „Desktop publishing"-
Verfahren hergestellt. Die Kommission will dieses 
Verfahren weiter verwenden und verfeinern. Der 
Auftrag erstreckt sich unter Leitung der Kommis­
sion, die für den Inhalt des Berichts verantwort­
lich bleibt, auf alle Teile der Herstellung des Be­
richts vor dem Druck. 

Die Bieter müssen auf dem Gebiet dieser Aus­
schreibung, insbesondere in der Gestaltung von 
Veröffentlichungen und der redaktionellen Un­
terstützung, im „Desktop publishing"-Verfahren 
und computergestützten Zeichnen Erfahrungen 
nachweisen können. 

4. Ausführungsfrist: Der Vertrag wird vorerst auf ein 
Jahr befristet, kann jedoch zweimal um ein Jahr ver­
längert werden. 

5. a), b) und c) Anforderungen der Unterlagen bei: Die 
Ausschreibungsunterlagen können bis zum 29. 
Dezember 1989 bei der unter Ziffer 1 genannten 
Stelle unentgeltlich angefordert werden. Fax.-Nr. 
235 01 29. 

6. a) Schlußtermin für Angebotseingang: Die Angebote 
müssen bis zum 31. Januar 1990 eingehen bei: 

b) Anschrift: Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften, Generaldirektion Beschäftigung, 
Arbeitsbeziehungen und soziale Angelegenheiten, 
Fräulein C. Sanguinetti, Gebäude ARCH. I 5/57, 
Rue de la Loi 200, B-1049 Brüssel, 

c) Sprache(n): In allen Sprachen der Europäischen 
Gemeinschaften. 

7. a), b) 

9. Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen: Die wich­
tigsten Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen 
sind den Ausschreibungsunterlagen zu entnehmen. 

10. 

11. Mindestbedingungen: Die wirtschaftlichen und fach­
lichen Mindestvoraussetzungen, die die Bieter erfül­
len müssen, sind den Ausschreibungsunterlagen zu 
entnehmen. 

12. Bindefrist: Die Bieter sind ab dem 1. Januar 1990 
sechs Monate lang an ihre Angebote gebunden. 

13. Zuschlagkriterien: Die Kriterien für die Auftragser­
teilung sind den Ausschreibungsunterlagen zu ent­
nehmen. 

14. 

15. 
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Studie über die Ausarbeitung eines „Referenzhandbuchs für Telekommunikationsnormen" 

(89/C 307/03) 

1. Auftraggeber: Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften, Generaldirektion Telekommunikation, 
Informationsindustrie und Innovation, XIII /D, 
z. Hd. von Herrn P. Picard, BREY/08/068, rue de 
la Loi 200, B-1049 Brüssel, Tel. 32/2/235 74 82. 

2. Verfahrensart: Eingeschränkte Ausschreibung. 

3. a) 

b) Auftragsgegenstand: Studie über die Ausarbeitung 
eines „Referenzhandbuchs für Telekommunika­
tionsnormen" 

4. Ausführungsfrist: Die Arbeit muß bis zum 31. De­
zember 1990 abgeschlossen sein. 

5. Rechtsform der Bietergemeinschaft: Bewerbungen 
können einzeln oder gemeinsam eingereicht werden. 
Wird von zwei oder mehreren Bewerbern ein ge­
meinsames Angebot eingereicht, so ist einer als Ver­
antwortlicher und Hauptauftragnehmer anzugeben. 

6. a) Schlußtermin für Eingang der Teilnahmeanträge: 
8. Januar 1990. 

Maßgebend ist das Datum des Poststempels, 
oder, bei persönlicher Überbringung, das Datum 
des Eingangs. 

Zusammenfassung der laufenden Ausschreibungen, veröffentlicht im Supplement zum Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften, die von der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 

finanziert werden (Europäischer Entwicklungsfonds (EEF) sowie EWG-Haushalt) 

(Woche vom 28. November bis 2. Dezember 1989) 

(89/C 307/04) 

Num­
mer der 

Aus­
schrei­
bung 

3146 

3136 

3135 

3134 

3064 

3070 

3073 

Nummer und Datum 
des Supplement 
zum Amtsblatt 

der Europäischen 
Gemeinschaften , ,S" 

S 229, 28. 11. 1989 

S 230, 29. 11. 1989 

S 2 3 1 , 30. 11. 1989 

S 2 3 1 , 30. 11. 1989 

S 2 3 1 , 30. 11. 1989 

S 2 3 1 , 30. 11. 1989 

S 2 3 1 , 30. 11. 1989 

u -

Syrien 

Mosambik 

Mosambik 

Burundi 

Samoa 

El Salvador 

El Salvador 

Gegenstand der Leistung 

SY-Damaskus: Hydromechanische 
Ausrüstung 

MZ-Maputo: Mobiliar und Lehrmaterial für 
die Ausbildung von Eisenbahnern 

MZ-Maputo: Verschiedene Lieferungen 

BI-Bujumbura: Verschiedene Lieferungen 

WS-Apia: Sende- und Empfangsstation 
(Berichtigung) 

SV-San Salvador: Verschiedene Lieferungen 
(Berichtigung) 

SV-San Salvador: Verschiedene Lieferungen 
(Berichtigung) 

Angebots­
abgabe­
datum 

10. 1. 1990 

27. 2. 1990 

27. 2. 1990 

29. 1. 1990 

24. 1. 1990 

17. 1. 1990 

17. 1. 1990 

b) Anschrift: Siehe Punkt 1, z. Hd. von Herrn 
P. Picard, Büro BREY/08/068, Tel. 
32/2/235 74 82, Telex 27095 comtel b, Telefax 
32/2/236 30 22. 

c) Sprache(n): In allen Sprachen der Europäischen 
Gemeinschaften. 

7. Schlußtermin für Absendung der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe: 12. Januar 1990. 

Detaillierte Spezifikationen werden bis zu diesem 
Termin versandt. 

8. Mindestbedingungen: Den Bewerbungen sind ein 
Verzeichnis ähnlicher Studien, ein Nachweis der 
Fachkenntnisse sowie Angaben über die Präsenz in 
der Gemeinschaft beizufügen. 

9. Zuschlagkriterien: Die Kriterien für die Angebotsbe­
wertung werden in der Aufforderung zur Angebots­
abgabe genannt. 

10. 

11. Absendung der Bekanntmachung: 5. Dezember 1989. 
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Gewährung von Zuschüssen im Bereich der Fischerei und der Aquakultur 

(89/C 307/05) 

Verordnung (EWG) Nr. 4028/86 

Im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 4028/86, werden die Gesamtkosten der gemeinsamen 
Maßnahmen zur Verbesserung und Anpassung der Strukturen im Bereich der Fischerei und 
Aquakultur für den Zeitraum 1987 bis 1991 auf 800 Millionen ECU veranschlagt. Die geplante 
Dauer der gemeinsamen Maßnahmen beträgt zehn Jahre, beginnend am 1. Januar 1987. Ge­
genstand dieser Entscheidung ist die zweite Tranche 1989. 

Entsprechend den Vorschriften von Artikel 35 der Verordnung (EWG) Nr. 4028/86 sind ins­
gesamt 1 748 Zuschußanträge über zusammen 407,6 Millionen ECU vor dem 31. März 1989 
eingereicht oder vom Jahre 1988 übertragen worden. Die Kommission hat nach Einholung der 
Stellungnahme des Ständigen Strukturausschusses für die Fischwirtschaft 452 Zuschußanträge 
mit einem Zuschußbetrag von 58,9 Millionen ECU berücksichtigt. 

Die betreffenden Vorhaben, deren tabellarische Zusammenfassung beigefügt ist, liegen nach 
dem Dafürhalten der Kommission im Interesse der Gemeinschaften. 

Nach Artikel 35 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 4028/86 sind die Entscheidungen über 
die Gewährung von Zuschüssen den betreffenden Mitgliedstaaten und den Begünstigten mitge­
teilt worden. 

Anzahl der für eine Beihilfe der Gemeinschaften berücksichtigten Vorhaben im Rahmen der Verordnung 
(EWG) Nr. 4028/86 

Tranche 1989/2 

Mitgliedstaat 

Belgien 

Dänemark 

Bundesrepublik Deutschland 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Irland 

Italien 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich 

Total 

Art der Investition 

Neubau eines 
Schiffes 

1 

7 

3 

48 

11 

8 

14 

10 

3 

105 

Modernisie­
rung eines 

Schiffes 

1 

49 

16 

12 

90 

11 

13 

12 

14 

14 

20 

252 

Aquakultur-
vorhaben 

1 

8 

27 

20 

8 

7 

4 

8 

11 

94 

Künstliche 
Strukturen 

1 

1 

Total 

2 

49 

24 

23 

166 

42 

29 

33 

18 

32 

34 

452 
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II 
(Vorbereitende Rechtsakte) 

KOMMISSION 

Die Texte, die mit einer KOM(89) .. .-Nummer versehen sind, sind in ihrer Gesamtheit (ein­
schließlich Einfuhrung, Anhänge usw.) in der Serie „Dokumente" erhältlich. 

Sie können bei den Vertriebsbüros, die auf der letzten Seite des Umschlags aufgeführt sind, bestellt 
werden. 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über das gemeinschaftliche Versandverfahren 

KOM(89) 480 endg. — SYN 225 

(Von der Kommission vorgelegt am 6. November 1989) 

(89/C 307/06) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100a, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 222/77 des Rates ('), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1674/87 (2), ist ein gemeinschaftliches Versandverfahren 
eingeführt worden, das grundsätzlich für alle Warenbe­
förderungen innerhalb der Gemeinschaft gilt und diese 
Warenbeförderungen dadurch erleichtern soll, daß 
Förmlichkeiten und Kontrollen nur am Abgangs- und 
Bestimmungsort durchgeführt und die Amtshandlungen 
der Behörden, insbesondere beim Überschreiten der Bin­
nengrenzen, auf das unerläßliche Mindestmaß be­
schränkt werden. 

Das gemeinschaftliche Versandverfahren besteht aus ei­
nem externen Versandverfahren, das im wesentlichen für 
die Beförderung von Drittlandswaren gilt, die sich in der 
Gemeinschaft nicht im zollrechtlich freien Verkehr be­
finden, und einem internen Versandverfahren, das für 
die Beförderung von Waren gilt, die Ursprungswaren der 
Gemeinschaft sind oder sich dort im zollrechtlich freien 
Verkehr befinden. 

(") ABl. Nr. L 38 vom 9. 2. 1977, S. 1. 
O ABl. Nr. L 157 vom 17. 6. 1987, S. 1. 

In Artikel 8a des Vertrages zur Gründung der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft ist vorgesehen, bis zum 
31. Dezember 1992 schrittweise den Binnenmarkt zu 
verwirklichen, der einen Raum ohne Binnengrenzen um­
faßt, in dem namentlich der freie Warenverkehr gewähr­
leistet ist. 

Die Durchführung dieser Bestimmung hat zur Folge, daß 
alle Kontrollen und alle Förmlichkeiten im Zusammen­
hang mit Waren dieses Binnenmarkts, die innerhalb der 
Gemeinschaft befördert werden, abgeschafft werden und 
daß somit das interne gemeinschaftliche Versandverfah­
ren grundsätzlich gegenstandslos wird. Dennoch ist es 
ratsam, während der Übergangszeit im Zusammenhang 
mit dem Beitritt von Spanien und Portugal zu der Ge­
meinschaft für den Handel zwischen der Gemeinschaft 
der Zehn und diesen beiden Ländern und zwischen den 
beiden Ländern das interne Versandverfahren für Waren 
beizubehalten, die noch nicht in den Genuß des vollstän­
digen Abbaus der Zölle und Abgaben gleicher Wirkung 
kommen oder weiterhin anderen in der Beitrittsakte vor­
gesehenen Maßnahmen unterliegen. 

Diese Situation tut bestimmten spezifischen Maßnahmen, 
die insbesondere im Hinblick auf die Verwirklichung des 
Verfahrens des Lagerverbunds auf dem Gebiet der Ver­
brauchsteuern ausdrücklich vorgesehen oder vorzusehen 
sind, keinen Abbruch. 

Die Beförderung von Drittlandswaren, die sich in der 
Gemeinschaft nicht im zollrechtlich freien Verkehr be­
finden, unterliegt weiterhin der zollamtlichen Überwa­
chung, die die ordnungsgemäße Bestimmung dieser Wa­
ren und die etwaige Erhebung der für sie geschuldeten 
Abgaben gewährleisten soll; das externe gemeinschaftli­
che Versandverfahren gilt daher für diese Waren nach 
wie vor in vollem Umfang. 
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Wögen der Eigenart von Warenbeförderungen auf dem 
See- oder Luftweg von einem Hafen oder Flughafen in 
der Gemeinschaft zu einem anderen erweist es sich als 
zweckmäßig, durch besondere Maßnahmen sicherzustel­
len, daß diese Warenbeförderungen im Linienverkehr so 
behandelt werden, als erfolge der Übergang von einem 
Mitgliedstaat in einen anderen auf dem Landweg. 

Die einheitliche Durchführung der Vorschriften über den 
Warenverkehr in der Gemeinschaft muß sichergestellt 
werden; zu diesem Zweck ist ein gemeinschaftliches Ver­
sandverfahren einzuführen, das die Möglichkeit vorsieht, 
innerhalb angemessener Fristen Durchführungsvorschrif­
ten zu erlassen. Es ist erforderlich, auf diesem Gebiet für 
eine enge und wirksame Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission in einem Beraten­
den Ausschuß zu sorgen. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 222/77 ist wiederholt geän­
dert worden; er erscheint daher zweckmäßig, die Ände­
rungen des gemeinschaftlichen Versandverfahrens zum 
Anlaß zu nehmen, um die auf diesem Gebiet geltende 
Regelung neu zu fassen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

Allgemeines 

Artikel 1 

(1) Das gemeinschaftliche Versandverfahren ist auf 
die Beförderung der in den Absätzen 2 und 3 genannten 
Waren zwischen zwei innerhalb des Zollgebiets der Ge­
meinschaft gelegenen Orten anzuwenden. Dieses Ver­
fahren besteht aus einem externen und einem internen 
Verfahren. 

(2) Im externen gemeinschaftlichen Versandverfahren 
werden befördert: 

a) Waren, die nicht die Voraussetzungen des Artikels 9 
Absatz 2 des Vertrages zur Gründung der Europäi­
schen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG-Vertrag) erfül­
len; 

b) Waren, die unter den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(EGKS-Vertrag) fallen und nach diesem Vertrag 
nicht in der Gemeinschaft im. freien Verkehr sind; 

c) Waren, die zwar die Voraussetzungen des Artikels 9 
Absatz 2 des EWG-Vertrags erfüllen, für die jedoch 
eine ihre Ausfuhr in ein Drittland voraussetzende Ge­
meinschaftsmaßnahme gilt, wenn die entsprechenden 
Ausfuhrzollförmlichkeiten bereits erfüllt worden sind. 
Die Kommission beschließt gemäß Artikel 43 die An­
wendungsfälle der vorliegenden Bestimmung. 

(3) Im internen gemeinschaftlichen Versandverfahren 
werden Waren befördert, die die Voraussetzungen des 
Artikels 9 Absatz 2 des EWG-Vertrags erfüllen, 

a) wenn sie zwischen zwei innerhalb der Gemeinschaft 
liegenden Orten über das Gebiet eines oder mehrerer 
EFTA-Staaten oder mit Bestimmungsort oder Her­
kunft in und aus einem oder mehreren EFTA-Staaten 
befördert werden; 

b) wenn sie im Rahmen der Methoden der Zusammen­
arbeit der Verwaltungen befördert werden, die dazu 
bestimmt sind, während der Übergangszeit den freien 
Warenverkehr im Handel zwischen der Gemeinschaft 
in ihrer Zusammensetzung vom 31. Dezember 1985 
einerseits und Spanien und Portugal andererseits so­
wie im Handel zwischen diesen beiden neuen Mit­
gliedstaaten sicherzustellen, und die noch nicht in den 
Genuß des vollständigen Abbaus der Zölle und Abga­
ben gleicher Wirkung kommen oder weiterhin ande­
ren in der Beitrittsakte vorgesehenen Maßnahmen un­
terliegen; 

c) wenn sie befördert werden in den Fällen, wo eine Ge­
meinschaftsbestimmung die Anwendung dieses Ver­
fahrens ausdrücklich vorsieht. 

Artikel 2 

Vorbehaltlich Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 38 gelten 
alle im Zollgebiet der Gemeinschaft beförderten Waren 
als Gemeinschaftswaren, es sei denn, es wird der Nach­
weis erbracht, daß sie nicht Gemeinschaftscharakter be­
sitzen. 

Artikel 3 

Waren, die im externen gemeinschaftlichen Versandver­
fahren gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c) befördert 
werden und die das Zollgebiet der Gemeinschaft nicht 
verlassen haben, werden als Gemeinschaftswaren behan­
delt, sofern bescheinigt wird, daß die Ausfuhranmeldung 
und die Zollförmlichkeiten bezüglich der die Ausfuhr 
dieser Waren aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft vor­
aussetzenden Gemeinschaftsmaßnahmen für ungültig er­
klärt worden sind und gegebenenfalls die Auswirkungen 
dieser Formalitäten rückgängig gemacht worden sind. 

Artikel 4 

(1) Abweichend von Artikel 1 ist das gemeinschaftli­
che Versandverfahren nicht zulässig, wenn die Waren in 
ein Zollverfahren mit bedingter Abgabenfreiheit oder in 
das Verfahren der vorübergehenden Verwendung über­
geführt worden sind und im Rahmen eines dieser Ver­
fahren befördert werden. 

(2) Artikel 2 gilt nicht für Waren, die im Rahmen ei­
nes Zollverfahrens mit bedingter Abgabenfreiheit oder im 
Rahmen des Verfahrens der vorübergehenden Verwen­
dung befördert werden, es sei denn, der Gemeinschafts­
charakter dieser Waren wird ordnungsgemäß nachgewie­
sen. 
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Artikel 5 

Sofern die Durchführung der gemeinschaftlichen Rege­
lungen, denen die Waren unterliegen, gewährleistet ist, 
können die Mitgliedstaaten bilaterale und multilaterale 
Vereinbarungen treffen, um vereinfachte Verfahren ge­
mäß zu treffenden Rahmenbestimmungen einzurichten 
und auf Verkehre zwischen bestimmten Unternehmen 
anzuwenden. 

Diese Vereinbarungen sind der Kommission und den an­
deren Mitgliedstaaten mitzuteilen. 

Artikel 6 

(1) Abweichend von Artikel 1 ist das gemeinschaftli­
che Versandverfahren nicht zulässig für Warenbeförde­
rungen 

a) mit Carnet TIR (TIR-Übereinkommen), sofern 

— eine solche Beförderung außerhalb der Gemein­
schaft begonnen hat oder enden soll oder 

— eine solche Beförderung sowohl Warensendungen 
betrifft, die im Gebiet der Gemeinschaft abgela­
den werden sollen, als auch Warensendungen, die 
in einem Drittland abgeladen werden sollen; 

b) mit Carnet ATA (ATA-Übereinkommen) als Ver­
sandschein, sofern eine solche Beförderung außerhalb 
der Gemeinschaft begonnen hat oder enden soll; 

c) aufgrund des Rheinmanifests (Artikel 9 der revidier­
ten Rheinschiffahrtsakte); 

d) mit Vordruck 302 gemäß dem am 19. Juni 1951 in 
London unterzeichneten Abkommen der NATO-Ver-
tragsparteien über das Statut ihrer Streitkräfte. 

(2) Artikel 2 gilt nicht für Waren, die im Rahmen ei­
nes der in Absatz 1 genannten Verfahren befördert wer­
den, es sei denn, der Gemeinschaftscharakter dieser Wa­
ren wird ordnungsgemäß nachgewiesen. 

Artikel 7 

(1) Besteht zwischen der Gemeinschaft und einem 
Drittland kein Abkommen, aufgrund dessen Waren, die 
zwischen zwei im Zollgebiet der Gemeinschaft gelegenen 
Orten befördert werden, im gemeinschaftlichen Versand­
verfahren durch dieses Drittland durchgeführt werden 
können oder aufgrund dessen ein gemeinsames Versand­
verfahren eingeführt worden ist, 

a) so ist das gemeinschaftliche Versandverfahren nur zu­
lässig, wenn die Warenbeförderung durch dieses 
Drittland aufgrund eines in einem Mitgliedstaat aus­
gestellten durchgehenden Beförderungspapiers er­
folgt; für die Dauer der Durchfuhr durch dieses 
Drittland wird das gemeinschaftliche Versandverfah­
ren ausgesetzt; 

b) so können Beförderungen durch das Gebiet dieses 
Drittlandes abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buch­
staben a) und b) auch dann mit Carnet TIR oder mit 
Carnet ATA durchgeführt werden, wenn sie innerhalb 
der Gemeinschaft begonnen haben oder enden sollen. 

(2) Artikel 2 gilt nicht für Waren, die zwischen zwei 
in der Gemeinschaft gelegenen Orten über das Gebiet 
eines Drittlandes befördert werden. 

Artikel 8 

Im Sinne dieser Verordnung gelten als: 

a) „Hauptverpflichteter": 

die Person, die selbst oder durch einen bevollmächtig­
ten Vertreter durch Abgabe einer entsprechenden An­
meldung ihren Willen bekundet, die in der betreffen­
den Anmeldung aufgeführten Waren zum gemein­
schaftlichen Versandverfahren anzumelden, und da­
mit gegenüber den zuständigen Behörden die Haf­
tung übernimmt für 

— die Richtigkeit der Angaben in der Anmeldung, 

— die Echtheit der beigefügten Unterlagen, 

— die Einhaltung aller mit der Überführung der Wa­
ren in das Versandverfahren verbundenen Ver­
pflichtungen; 

b) „Beförderungsmittel": 

insbesondere 

— Straßenfahrzeuge, Anhänger und Sattelanhänger, 

— Eisenbahnwagen, 

— Wasserfahrzeuge, 

— Luftfahrzeuge; 

— Behälter (Container); 

c) „Abgangszollstelle": 

die Stelle, bei der das gemeinschaftliche Versandver­
fahren beginnt; 

d) „Durchgangszollstelle": 

— die Ausgangszollstelle des Zollgebiets der Ge­
meinschaft, wenn eine Sendung dieses Zollgebiet 
anläßlich des gemeinschaftlichen Versandverfah­
rens über eine Grenze zwischen einem Mitglied­
staat und einem Drittland verläßt, 

— die Eingangszollstelle des Zollgebiets der Gemein­
schaft, wenn die Waren durch ein Gebiet eines 
Drittlandes anläßlich eines gemeinschaftlichen 
Versandverfahrens kommen; 

e) „Bestimmungszollstelle": 

die Stelle, der die im gemeinschaftlichen Versandver­
fahren beförderten Waren zu Beendigung des ge­
meinschaftlichen Versandverfahrens zu gesteilen sind; 

f) „Zollstelle der Bürgschaftsleistung": 

die Stelle, bei der eine Gesamtbürgschaft im Sinne des 
Artikels 21 Absatz 2 oder eine Pauschalbürgschaft im 
Sinne des Artikels 25 geleistet wird. 
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TITEL II 

Externes gemeinschaftliches Versandverfahren 

Artikel 9 

(1) Sollen Waren im externen gemeinschaftlichen 
Versandverfahren befördert werden, so sind sie nach 
Maßgabe dieser Verordnung mit einer Versandanmel­
dung T 1 zum Versand anzumelden. Die Versandanmel­
dung T 1 ist die Anmeldung von Waren mit einem Vor­
druck nach dem Muster gemäß der Verordnung (EWG) 
Nr. 679/85 des Rates (*). 

(2) Der in Absatz 1 genannte Vordruck, kann gegebe­
nenfalls durch einen oder mehrere Ergänzungsvordrucke 
nach dem Muster des Ergänzungsvordrucks „bis" gemäß 
der Verordnung (EWG) Nr. 679/85 ergänzt werden. 

(3) Die Vordrucke der Versandanmeldung T 1 und 
die Ergänzungsvordrucke T 1 bis sind in einer von den 
zuständigen Behörden des Abgangsmitgliedstaats zuge­
lassenen Amtssprache der Gemeinschaft zu drucken und 
auszufüllen. Soweit erforderlich, können die zuständigen 
Behörden eines durch das gemeinschaftliche Versandver­
fahren berührten Mitgliedstaats die Übersetzung in die 
Amtssprache oder eine der Amtssprachen dieses Mit­
gliedstaats verlangen. 

(4) Die Versandanmeldung T 1 ist vom Hauptver­
pflichteten oder seinem bevollmächtigten Vertreter zu 
unterzeichnen; sie ist der Abgangszollstelle in mindestens 
drei Exemplaren vorzulegen. 

(5) Der Versandanmeldung T 1 beigefügte ergän­
zende Unterlagen sind Bestandteil der Anmeldung. 

(6) Der Versandanmeldung T 1 ist das Beförderungs­
papier beizufügen. 

Die Abgangszollsteüe kann auf die Vorlage dieses Pa­
piers bei der Zollabfertigung verzichten. Das Beförde­
rungspapier ist jedoch während der Beförderung den 
Zollstellen oder jeder anderen zuständigen Behörde auf 
Verlangen jederzeit vorzulegen. 

(7) Schließt das gemeinschaftliche Versandverfahren 
im Abgangsmitgliedstaat an ein anderes Zollverfahren 
an, so ist in der Versandanmeldung T 1 auf dieses Ver­
fahren oder auf die entsprechenden Zollpapiere hinzu­
weisen. 

Artikel 10 

Der Hauptverpflichtete hat 

a) die Waren innerhalb der vorgeschriebenen Frist Unter 
Beachtung der von den zuständigen Behörden zur 
Nämlichkeitssicherung getroffenen Maßnahmen un­
verändert der Bestimmungszollstelle zu gestellen; 

b) die Vorschriften über das gemeinschaftliche Versand­
verfahren und über den Versand in den bei der Beför­
derung berührten Mitgliedstaaten einzuhalten. 

0) ABl. Nr. L 79 vom 21. 3. 1985, S. 7. 

Artikel 11 

(1) Dasselbe Beförderungsmittel kann verwendet wer­
den, um Waren bei mehreren Abgangszollstellen zu la­
den und bei mehreren Bestimmungszollstellen zu entla­
den. 

(2) In einer Versandanmeldung T 1 dürfen nur die 
Waren aufgeführt werden, die auf ein einziges Beförde­
rungsmittel verladen worden sind oder verladen werden 
sollen und die dazu bestimmt sind, von derselben Ab­
gangszollstelle zu derselben Bestimmungszollstelle beför­
dert zu werden. 

Artikel 12 

(1) Die Abgangszollstelle nimmt die Versandanmel­
dung an und trägt sie ein, bestimmt die Frist, innerhalb 
deren die Waren der Bestimmungszollstelle zu gestellen 
sind, und sichert die Nämlichkeit in der erforderlichen 
Weise. 

(2) Sie versieht die Versandanmeldung T 1 mit den 
entsprechenden Angaben, behält das für sie bestimmte 
Exemplar ein und händigt die übrigen Exemplare dem 
Hauptverpflichteten oder dessen Vertreter aus. 

Artikel 13 

(1) Die Nämlichkeit der Waren wird grundsätzlich 
durch Verschluß gesichert. 

(2) Der Verschluß erfolgt 

a) durch Raumverschluß, wenn das Beförderungsmittel 
bereits aufgrund anderer Zollvorschriften zugelassen 
oder von der Abgangszollstelle als verschlußsicher an­
erkannt worden ist; 

b) im übrigen durch Packstückverschluß. 

(3) Als verschlußsicher können Beförderungsmittel 
anerkannt werden, 

a) an denen Verschlüsse einfach und wirksam ange­
bracht werden können; 

b) die so gebaut sind, daß keine Waren entnommen oder 
hinzugefügt werden können, ohne sichtbare Spuren 
des Aufbrechens zu hinterlassen oder den Verschluß 
zu verletzen; 

c) die keine Verstecke enthalten, in denen Waren ver­
borgen werden können; 

d) deren Laderäume für die Zollkontrolle leicht zugäng­
lich sind. 

(4) Die Abgangszollstelle kann von einem Verschluß 
absehen, wenn die Nämlichkeit der Waren durch Be­
schreiben in der Versandanmeldung T 1 oder in den Be­
gleitpapieren unter Berücksichtigung etwaiger anderer 
Maßnahmen zur Nämlichkeitssicherung festgestellt wer­
den kann. 
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Artikel 14 

(1) Die dem Hauptverpflichteten oder seinem Vertre­
ter von der Abgangszollstelle ausgehändigten Exemplare 
des Versandscheins T 1 müssen die Waren bei der Beför­
derung begleiten. 

(2) Jeder Mitgliedstaat übermittelt der Kommission 
das Verzeichnis der für gemeinschaftliche Versandver­
fahren zuständigen Zollstellen und deren Öffnungszei­
ten. 

Die Kommission teilt diese Angaben den anderen Mit­
gliedstaaten mit. 

Artikel 15 

Die Exemplare des Versandscheins T 1 sind in jedem 
Mitgliedstaat den Zollstellen auf Verlangen vorzulegen; 
die Zollstellen können prüfen, ob noch ein ordnungsge­
mäßer Verschluß vorliegt. Die Waren werden nicht be­
schaut, es sei denn, daß der Verdacht einer Unregelmä­
ßigkeit besteht, die zu Mißbräuchen führen kann. 

Artikel 16 

Der Beförderer gibt bei jeder Durchgangszollstelle einen 
Grenzübergangsschein ab. 

Artikel 17 

Werden Waren bei einer Zwischenzollstelle zugeladen 
oder entladen, so sind- die von der oder den Abgangs­
zollstellen ausgehändigten Exemplare des Versandscheins 
T 1 vorzulegen. 

Artikel 18 

(1) Die in einem Versandschein T 1 aufgeführten Wa­
ren können ohne neue Anmeldung unter Aufsicht einer 
Zollstelle oder einer anderen dazu befugten Behörde des 
Mitgliedstaats, auf dessen Gebiet die Umladung erfolgen 
soll, auf ein anderes Beförderungsmittel umgeladen wer­
den. Die Zollstelle oder die befugte Behörde trägt in die­
sem Fall im Versandschein T 1 einen Vermerk ein. 

(2) Die Zollstelle oder die befugte Behörde kann un­
ter den von ihr festgelegten Voraussetzungen die Umla­
dung ohne amtliche Aufsicht zulassen. 

Artikel 19 

(1) Wird während einer Beförderung der Verschluß 
ohne Absicht des Beförderers verletzt, so hat dieser in 
dem Mitgliedstaat, in dem sich das Beförderungsmittel 
befindet, von einer Zollstelle oder einer anderen befug­
ten Behörde so schnell wie möglich ein Protokoll auf­
nehmen zu lassen. Soweit möglich, werden neue Ver­
schlüsse angelegt. 

(2) Bei Unfällen, die eine Umladung auf ein anderes 
Beförderungsmittel erfordern, gilt Artikel 18. 

(3) Zwingt eine unmittelbar drohende Gefahr zum so­
fortigen teilweisen oder vollständigen Entladen, so kann 
der Beförderer in eigener Verantwortung handeln. Er hat 
dies im Versandschein T 1 zu vermerken. Absatz 1 gilt 
entsprechend. 

(4) Kann der Beförderer aufgrund eines Unfalls oder 
eines anderen Vorfalls während der Beförderung die 
Frist nach Artikel 12 nicht einhalten, so hat er die in Ab­
satz 1 genannte zuständige Behörde so schnell wie mög­
lich zu benachrichtigen. Diese Behörde trägt im Ver­
sandschein T 1 einen entsprechenden Vermerk ein. 

Artikel 20 

(1) Die Bestimmungszollstelle vermerkt auf den Ex­
emplaren des Versandscheins T 1 das Ergebnis ihrer Prü­
fung und sendet der Abgangszollstelle unverzüglich ein 
Exemplar zurück; das andere Exemplar verbleibt bei der 
Bestimmungszollstelle. 

(2) Das gemeimschaftliche Versandverfahren kann bei 
einer anderen als der im Versandschein T 1 angegebenen 
Zollstelle beeendet werden. Diese Zollstelle wird damit 
Bestimmungszollstelle. 

(3) Werden Waren der Bestimmungszollstelle erst 
nach Ablauf der von der Abgangszollstelle festgesetzten 
Frist gestellt, so gilt diese Frist als gewahrt, sofern ge­
genüber der Bestimmungszollstelle glaubhaft gemacht 
wird, daß die Nichteinhaltung auf vom Beförderer oder 
Hauptverpflichteten nicht zu vertretende Umstände zu­
rückzuführen ist. 

Artikel 21 

(1) Soweit in dieser Verordnung nicht Gegenteiliges 
bestimmt ist, hat der Hauptverpflichtete eine Sicherheit 
zu leisten, damit die Erhebung der Zölle und anderen 
Abgaben sichergestellt wird, die ein Mitgliedstaat für die 
Waren beanspruchen könnte, die sein Gebiet beim ge­
meinschaftlichen Versandverfahren berühren. 

(2) Die Sicherheit kann für mehrere gemeinschaftliche 
Versandverfahren als Gesamtbürgschaft oder für jedes 
gemeinschaftliche Versandverfahren einzeln geleistet 
werden. 

(3) Vorbehaltlich Artikel 26 Absatz 2 besteht die 
Sicherheitsleistung in einer selbstschuldnerischen 
Bürgschaft 

—- eines gemäß Artikel 3 der Richtlinie 77/780/EWG 
des Rates (') zugelassenen Kreditinstituts, 

— einer Versicherungsgesellschaft, die gemäß den Arti­
keln 6 und 7 der Richtlinie 73/239/EWG des Ra­
tes (2) zu dieser Art Bürgschaftsleistung berechtigt ist, 

(') ABl. Nr. L 322 vom 17. 12. 1977, S. 30. 
(2) ABl. Nr. L 228 vom 16. 8. 1973, S. 3. 
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— einer natürlichen oder juristischen dritten Person, die 
in der Gemeinschaft ansässig und von dem Mitglied­
staat, in dem die Sicherheit geleistet wird, als Steuer­
bürge zugelassen ist. 

Artikel 22 

(1) Die in Artikel 21 Absatz 3 genannte Bürgschaft ist 
je nach ihrer Art in einer Urkunde zu leisten, die dem 
Muster I oder II im Anhang entspricht. 

(2) Wenn es die einzelstaatlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften oder Handelsbräuche erfordern 
kann jeder Mitlgiedstaat zulassen, daß die Bürgschaft in 
anderer urkundlicher Form geleistet wird, sofern damit 
die gleichen Rechtswirkungen wie mit der im Muster 
vorgesehenen Bürgschaft erzielt werden. 

Artikel 23 

(1) Die Gesamtbürgschaft ist bei einer Zollstelle der 
Bürgschaftsleistung zu leisten. 

(2) Die Zollstelle der Bürgschaftsleistung bestimmt die 
Bürgschaftssumme, nimmt die Bürgschaftserklärung an 
und erteilt dem Hauptverpflichteten die Bewilligung, im 
Rahmen der Bürgschaft gemeinschaftliche Versandver­
fahren von jeder beliebigen Abgangszollstelle aus durch­
zuführen. 

(3) Jede Person, der eine Bewilligung erteilt worden 
ist, erhält hierüber unter den von den zuständigen Be­
hörden der Mitgliedstaaten festgelegten Voraussetzun­
gen eine Bürgschaftsbescheinigung in einem oder mehre­
ren Exemplaren. Das Muster der Bürgschaftsbescheini­
gung wird nach dem Verfahren des Artikels 43 festge­
legt. 

(4) In jeder Versandanmeldung T 1 ist auf die Bürg­
schaftsbescheinigung hinzuweisen. 

Artikel 24 

Die Zollstelle der Bürgschaftsleistung kann die Bewilli­
gung widerrufen, wenn die Voraussetzungen, unter de­
nen sie erteilt worden ist, nicht mehr vorliegen. 

Artikel 25 

(1) Jeder Mitgliedstaat kann zulassen, daß der Siche­
rungsgeber im Sinne des Artikels 21 sich — gleichgültig, 
wer der Hauptverpflichtete ist — in einer einzigen Ur­
kunde in Höhe eines Pauschbetrags von 7 000 ECU je 
Anmeldung zur Zahlung der Zölle und anderen Abgaben 
verpflichtet, die bei den im Rahmen seiner Verpflichtung 
durchgeführten Versandverfahren gegebenenfalls bean­
sprucht werden können. Der Pauschbetrag wird von der 
Abgangszollstelle höher festgesetzt, wenn die Beförde­
rung der Waren erhöhte Risiken in sich birgt; dabei ist 
insbesondere die Belastung durch Zölle und andere Ab­
gaben zu berücksichtigen, denen die Waren in einem 
oder mehreren Migliedstaaten unterliegen. 

Die im ersten Unterabsatz genannte Bürgschaft ist in ei­
ner Urkunde zu leisten, die dem Muster III im Anhang 
entspricht. 

(2) Der im Rahmen des gemeinschaftlichen Versand­
verfahrens anwendbare Ecu wird einmal jährlich in die 
einzelstaatlichen Währungen umgerechnet. 

(3) Nach dem Verfahren des Artikels 43 werden fest­
gelegt: 

a) die Warenbeförderungen, für die eine Erhöhung des 
Pauschbetrags in Betracht kommen könnte, sowie die 
Voraussetzungen, unter denen die Erhöhung vorge­
nommen wird; 

b) die Bedingungen, unter denen der Nachweis erbracht 
wird, daß die Bürgschaft nach Absatz 1 für ein be­
stimmtes gemeinschaftliches Versandverfahren gilt; 

c) die Bedingungen für die Anwendung des Gegenwerts 
des Ecu in einzelstaatlichen Währungen. 

Artikel 26 

(1) Die Einzelbürgschaft für ein gemeinschaftliches 
Versandverfahren wird bei der Abgangszollstelle geleistet 
und ist für die ganze Gemeinschaft gültig. Die Abgangs­
zollstelle bestimmt die Bürgschaftssumme. 

(2) Die Einzelbürgschaft kann als Barsicherheit bei 
der Abgangszollstelle hinterlegt werden. In diesem Fall 
gilt sie für das gesamte gemeinschaftliche Versandverfah­
ren und wird freigegeben, wenn der Versandschein T 1 
bei der Abgangszollstelle erledigt wird. 

Artikel 27 

Unbeschadet der Vorschriften, die für weitere Fälle eine 
Befreiung vorsehen, wird der Hauptverpflichtete von den 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten von der Ent­
richtung der Zölle und anderen Abgaben befreit: 

a) für Waren, die nachweislich durch höhere Gewalt 
oder durch ein zufälliges Ereignis untergegangen 
sind; 

b) für behördlich anerkannte Fehlmengen, die aufgrund 
der Eigenart der Waren entstanden sind. 

Artikel 29 

Der Sicherungsgeber ist von seinen Verpflichtungen be­
freit, wenn der Versandschein T 1 bei der Abgangszoll­
stelle erledigt worden ist. 

Der Sicherungsgeber ist auch nach Ablauf einer Frist von 
zwölf Monaten, vom Zeitpunkt der Eintragung der Ver­
sandanmeldung T 1 an gerechnet, von seinen Verpflich­
tungen befreit, wenn er von den zuständigen Behörden 
des Abgangsmitgliedstaats nicht über die Nichterledi-
gung des Versandscheins T 1 unterrichtet worden ist. 

Ist der Sicherungsgeber durch die zuständigen Behörden 
innerhalb der in Absatz 2 bezeichneten Frist über die 
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Nichterledigung des Versandscheins T 1 unterrichtet 
worden, so ist ihm ferner mitzuteilen, daß er die Beträge 
zu entrichten hat oder zu entrichten haben wird, für die 
er im Hinblick auf das betreffende Versandverfahren 
haftet. Diese Mitteilung muß dem Sicherungsgeber spä­
testens drei Jahre nach der Eintragung der Versandan­
meldung T 1 zugehen. In Ermangelung einer Mitteilung 
innerhalb der vorstehend genannten Frist ist der Siche­
rungsgeber ebenfalls von seinen Verpflichtungen befreit. 

Artikel 29 

(1) Wird festgestellt, daß im Verlauf eines gemein­
schaftlichen Versandverfahrens in einem bestimmten 
Mitgliedstaat Zuwiderhandlungen begangen worden 
sind, so werden hierdurch fällig gewordene Zölle und 
andere Abgaben — unbeschadet der Strafverfolgung — 
von diesem Mitgliedstaat nach seinen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften erhoben. 

(2) Wird festgestellt, daß im Verlauf eines gemein­
schaftlichen Versandverfahrens Zuwiderhandlungen be­
gangen worden sind, ohne daß der Ort der Zuwider­
handlungen ermittelt werden kann, so gilt diese Zuwi­
derhandlung als in dem Mitgliedstaat begangen, in dem 
sie festgestellt worden ist. 

(3) Ist die Sendung nicht bei der Bestimmungszoll­
stelle gestellt worden und ist der Ort der Zuwiderhand­
lung nicht bekannt, so gilt diese Zuwiderhandlung als 
begangen: 

— in dem Mitgliedstaat, zu dem die Abgangszollstelle 
gehört, oder 

— in dem Mitgliedstaat, zu dem die Durchgangszoll­
stelle gehört, bei der ein Grenzübergangsschein abge­
geben worden ist, 

es sei denn, der Hauptverpflichtete weist den zuständi­
gen Behörden nach, daß das Versandverfahren ord­
nungsgemäß verlaufen ist, oder weist ihnen den Ort 
nach, an dem die Zuwiderhandlung tatsächlich begangen 
worden ist. 

(4) Gilt die Zuwiderhandlung in Ermangelung eines 
solchen Nachweises als im Abgangsmitgliedstaat oder im 
Mitgliedstaat mit der Durchgangszollstelle begangen, so 
werden die Zölle und anderen Abgaben von diesem Mit­
gliedstaat nach den höchsten in der Gemeinschaft für die 
Waren der betreffenden Sendung geltenden Sätzen erho­
ben. 

(5) Wird zu einem späteren Zeitpunkt der Mitglied­
staat ermittelt, in dem die Zuwiderhandlung begangen 
worden ist, so werden diesem Mitgliedstaat die Abgaben 
(ausgenommen Zölle bei der Einfuhr), denen die Waren 
dort unterliegen, von dem Mitgliedstaat erstattet, der sie 
ursprünglich erhoben hat; den möglichen Überschuß er­
hält die Person, die diese Abgaben entrichtet hat. 

Artikel 30 

(1) Die von den zuständigen Behörden eines Mit­
gliedstaats ordnungsgemäß ausgestellten Versandscheine 
T 1 und die von diesen Behörden zur Nämlichkeitssiche-
rung getroffenen Maßnahmen haben in anderen Mit­
gliedstaaten die gleiche Rechtswirkung wie die von den 
zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten ordnungs­
gemäß ausgestellten Versandscheine T 1 und zur Näm-
lichkeitssicherung getroffenen Maßnahmen. 

(2) Feststellungen der zuständigen Behörden eines 
Mitgliedstaats bei Prüfungen im Rahmen des gemein­
schaftlichen Versandverfahrens haben in den anderen 
Mitgliedstaaten die gleiche Beweiskraft wie die Feststel­
lungen der zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten. 

Artikel 31 

Soweit erforderlich, unterrichten sich die zuständigen 
Stellen der Mitgliedstaaten gegenseitig über Feststellun­
gen, Schriftstücke, Berichte, Niederschriften und Aus­
künfte, die sich auf Beförderungen im gemeinschaftli­
chen Versandverfahren beziehen, soweit über Unregel­
mäßigkeiten und Zuwiderhandlungen in diesem Verfah­
ren. 

TITEL III 

Internes gemeinschaftliches Versandverfahren 

Artikel 32 

(1) Sollen Waren im internen gemeinschaftlichen Ver­
sandverfahren befördert werden, so sind sie mit einer 
Anmeldung gemäß den Artikel 4 und 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 678/85 des Rates (») zum Versand anzumel­
den; diese Anmeldung ist auf einem Vordruck nach dem 
Muster gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 679/85 ab­
zugeben. 

(2) Der in Absatz 1 genannte Vordruck kann gegebe­
nenfalls durch einen oder mehrere Ergänzungsvordrucke 
nach dem Muster des Ergänzungsvordrucks „bis" gemäß 
der Verordnung (EWG) Nr. 679/85 ergänzt werden. 

(3) Die Anmeldung zum internen gemeinschaftlichen 
Versandverfahren trägt die Kurzbezeichnung T 2. 

(4) Für das interne gemeinschaftliche Versandverfah­
ren gilt Titel II sinngemäß. 

Artikel 33 

(1) Personen, die die Voraussetzungen nach Absatz 2 
erfüllen, können in den in Absatz 3 festgesetzten Gren­
zen von den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in 
dem sie ansässig sind, für die von ihnen durchgeführten 
internen gemeinschaftlichen Versandverfaren von der Si­
cherheitsleistung befreit werden, und zwar unabhängig 
davon, welches der Abgangsmitgliedstaat ist und welches 
die Mitgliedstaaten sind, deren Gebiet bei diesem Ver­
sandverfahren berührt wird. 

(') ABl. Nr. L 79 vom 21. 3. 1985, S. 1. 

\ 
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(2) Die Befreiung von der Sicherheitsleistung nach 
Absatz 1 wird nur Personen gewährt, die 

a) in dem Mitgliedstaat ansässig sind, in dem die Befrei­
ung von der Sicherheitsleistung gewährt wird, und 

b) das gemeinschaftliche Versandverfahren nicht nur ge­
legentlich in Anspruch nehmen und 

c) finanziell so gestellt sind, daß sie den eingegangenen 
Verpflichtungen nachkommen können, und 

d) keinen schweren Verstoß gegen Zoll- und Steuervor­
schriften begangen haben und 

e) sich schriftlich verpflichtet haben, auf die erste 
schriftliche Aufforderung der zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten hin die Beträge zu zahlen, die für 
die von ihnen durchgeführten gemeinschaftlichen 
Versandverfahren von ihnen angefordert werden. 

(3) Die Befreiung von der Sicherheitsleistung nach 
den Absätzen 1 und 2 gilt nicht für gemeinschaftliche 
Versandverfahren, die Waren betreffen, 

a) deren Gesamtwert 50 000 ECU übersteigt oder 

b) bei denen in Anbetracht der Höhe der in einem oder 
mehreren Mitgliedstaaten zu entrichtenden Steuern 
oder anderen Abgaben ein erhöhtes Risiko besteht. 

(4) Jede von der Sicherheitsleistung befreite Person 
erhält von den Behörden, die die Befreiung gewährt ha­
ben, eine Bescheinigung über die Befreiung von der Si­
cherheitsleistung in einer oder mehreren Ausfertigungen. 
Bei Inanspruchnahme der Befreiung von der Sicherheits­
leistung ist in der entsprechenden Versandanmeldung 
T 2 auf die Befreiungsbescheinigung hinzuweisen. 

(5) Die Behörden, die die Befreiung von der Sicher­
heitsleistung gewährt haben, machen diese Befreiung 
rückgängig, wenn 

a) der Inhaber der Befreiung als Hauptverpflichteter bei 
einem gemeinschaftlichen Versandverfahren eine 
schwere Zuwiderhandlung begangen hat, 

b) eine der in Absatz 2 genannten Voraussetzungen 
nicht mehr erfüllt ist, 

c) der Inhaber der Befreiung der nach Absatz 2 Buch­
stabe e) eingegangenen Verpflichtung nicht nachge­
kommen ist. 

Jeder Mitgliedstaat teilt den anderen Mitgliedstaaten alle 
Fälle mit, in denen die Befreiung von der Sicherheitslei­
stung rückgängig gemacht worden ist. 

(6) Nach dem Verfahren des Artikels 43 wird folgen­
des festgelegt: 

a) das Muster der von dem Beteiligten nach Absatz 2 
Buchstabe e) einzugehenden schriftlichen Verpflich­
tung, 

b) die Waren, für die nach Absatz 3 Buchstabe b) die 
Befreiung von der Sicherheitsleistung nicht in An­
spruch genommen werden kann, 

c) das Muster der Bescheinigung über die Befreiung von 
der Sicherheitsleistung nach Absatz 4 sowie die Vor­
aussetzungen für die Verwendung dieser Bescheini­
gung. 

TITEL IV 

Sondervorschriften für bestimmte Beförderungsarten 

Artikel 34 

(1) Die Eisenbahnen der Mitgliedstaaten sind von der 
Pflicht zur Sicherheitsleistung befreit. 

(2) Artikel 16 gilt für Warenbeförderungen im Eisen­
bahnverkehr nicht. Die Anschreibungen der Eisenbahnen 
ersetzen die Grenzübergangsscheine. 

Artikel 35 

(1) Für Warenbeförderung auf dem Rhein und den 
Rheinwasserstraßen ist keine Sicherheit zu leisten. 

(2) Jeder Mitgliedstaat kann bei Warenbeförderungen 
auf anderen in seinem Gebiet gelegenen Wasserstraßen 
auf die Sicherheitsleistung verzichten. Die Mitgliedstaa­
ten teilen die hierzu getroffenen Maßnahmen der Kom­
mission mit; diese unterrichtet die anderen Mitgliedstaa­
ten. 

Artikel 36 

(1) Werden Waren, die nach Artikel 1 im gemein­
schaftlichen Versandverfahren zu befördern sind, auf 
dem Seeweg befördert, so ist dieses Versandverfahren 
für Waren, die in einem Seehafen eines Mitgliedstaats 
verladen werden und deren Bestimmungsort ein See­
hafen eines anderen Mitgliedstaats ist, zwingend vor­
geschrieben. 

(2) Für die Beförderung im Seeverkehr ist keine 
Sicherheit zu leisten. 

Artikel 37 

(1) Werden Waren, die nach Artikel 1 im gemein­
schaftlichen Versandverfahren zu befördern sind, auf 
dem Luftweg befördert, so ist dieses Versandverfahren 
für Waren, die in einem Flughafen eines Mitgliedstaats 
verladen werden und deren Bestimmungsort ein Flugha­
fen eines anderen Mitgliedstaats ist, zwingend vorge­
schrieben. 

(2) Für die Beförderung im Luftverkehr ist keine 
Sicherheit zu leisten. 
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Artikel 38 

(1) Artikel 2 gilt nur für im See- oder Luftverkehr be­
förderte Waren im Linienverkehr zwischen zwei oder 
mehreren in der Gemeinschaft gelegenen Häfen und 
Flughäfen im Zollgebiet der Gemeinschaft ohne Benut­
zung von Häfen oder Flughäfen außerhalb dieses Gebie­
tes; die Mitgliedstaaten legen zu diesem Zweck durch 
bilaterale oder multilaterale Vereinbarungen die Liste der 
Güterlinienverkehre zwischen ihren Häfen und Flughä­
fen fest. 

(2) Waren, die mit Schiffen oder Flugzeugen in ande­
ren als den in Absatz 1 genannten Linienverkehren be­
fördert werden, gelten als Nichtgemeinschaftswaren, es 
sei denn, daß ihr Gemeinschaftscharakter ordnungsge­
mäß nachgewiesen wird. 

Artikel 39 

(1) Werden Waren, die nach Artikel 1 im gemein­
schaftlichen Versandverfahren zu befördern sind, durch 
Rohrleitungen befördert, so ist dieses Versandverfahren 
zwingend vorgeschrieben. 

(2) Erfolgt eine Beförderung durch Rohrleitungen, so 
ist keine Sicherheit zu leisten. 

(3) Artikel 2 gilt für durch Rohrleitungen beförderte 
Waren. 

TITEL V 

Sondervorschriften für Postsendungen 

Artikel 40 

(1) Abweichend von Artikel 1 gilt das gemeinschaft­
liche Versandverfahren nicht für Postsendungen (ein­
schließlich Postpakete). 

(2) Artikel 2 gilt für. bei einem in der Gemeinschaft 
gelegenen Postamt abgesandte Waren, es sei denn, die 
Umschließungen oder die Begleitpapiere sind mit einem 
Klebezettel versehen, dessen Muster festzulegen ist. Die 
zuständigen Behörden des Abgangsmitgliedstaats sind 
verpflichtet, einen solchen Klebezettel auf den Umschlie­
ßungen und Begleitpapieren anzubringen oder anbringen 
zu lassen, wenn die Waren die Voraussetzungen des Ar­
tikels 9 Absatz 2 des EWG-Vertrags erfüllen. 

TITEL VI 

Vorschriften über die Durchführung dieser Verordnung 

Artikel 41 

Für die Durchführung der Artikel 42 und 43 ist der mit 
Artikel 15 der Verordnung (EWG) Nr. 678/85 einge­
setzte Ausschuß für den Warenverkehr — nachstehend 
„Ausschuß" genannt — zuständig. 

Artikel 42 

Der Ausschuß kann alle die Durchführung dieser Ver­
ordnung betreffenden Fragen prüfen, die ihm der Vorsit­
zende von sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines 
Mitgliedstaats unterbreitet. 

Artikel 43 

Die Kommission erläßt nach Anhörung des Ausschusses 
die erforderlichen Vorschriften zur 

a) Durchführung dieser Verordnung, 

b) Anpassung des gemeinschaftlichen Versandverfahrens, 
damit bestimmte gemeinschaftliche Maßnahmen zur 
Überwachung der Verwendung oder Bestimmung von 
Waren angewendet werden können, 

c) Vereinfachung der Förmlichkeiten des gemeinschaft­
lichen Versandverfahrens oder Anpassung dieser 
Förmlichkeiten an die Erfordernisse, die sich aus der 
Eigenart bestimmter Waren ergeben, 

d) Verwaltung und Erledigung von Maßnahmen des ge­
meinschaftlichen Versandverfahrens durch öffentliche 
oder private Datenverarbeitungssysteme. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß gibt eine Stellungnahme zu diesem Entwurf in­
nerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berück­
sichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage — 
erforderlichenfalls durch eine Abstimmung — festsetzen 
kann. 

Die Stellungnahme wird in das Protokoll aufgenommen; 
darüber hinaus hat jeder Mitgliedstaat das Recht zu ver­
langen, daß seine Stellungnahme im Protokoll festgehal­
ten wird. 

Die Kommission berücksichtigt so weit wie möglich die 
Stellungnahme des Ausschusses. Sie unterrichtet den 
Ausschuß darüber, inwieweit sie diese Stellungnahme be­
rücksichtigt hat. 

TITEL VII 

Schlußvorschriften 

Artikel 44 

Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission über die 
Bestimmungen, die er zur Durchführung dieser Verord­
nung erläßt. 

Die Kommission unterrichtet die anderen Mitgliedstaa­
ten über diese Mitteilungen. 
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Artikel 45 TITEL VIII 

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 222/77 wird aufge­
hoben. 

(2) Sämtliche Verweisungen in anderen Gemein­
schaftsakten als der vorliegenden Verordnung auf die 
Verordnung (EWG) Nr. 222/77, auf bestimmte Artikel 
der genannten Verordnung oder auf Verordnungen, die 
nach dem Verfahren des Artikels 57 der genannten Ver­
ordnung zu deren Durchführung erlassen worden sind, 
gelten als Verweisungen auf die vorliegende Verordnung 
oder auf Verordnungen, die zu ihrer Durchführung er­
lassen worden sind. 

Inkrafttreten 

Artikel 46 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
in Kraft. 

Sie gilt ab 1. Januar 1993. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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